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Wirtschaftskrieg in Syrien

Russland im Mittleren Osten

Regionale und internationale Akteure ringen um die Kriegsbeute. Der Westen will  
das Land zerschlagen. Von Karin Leukefeld, Damaskus

Wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Syrien, Libanon, Irak, Jordanien und Golfstaaten ausgebaut

Der Westen will Syrien mit 
einer Wirtschaftsblockade 
in die Knie zwingen. Der 

Teil des Landes, der sich unter Re-
gierungskontrolle befindet – etwa 
70 Prozent –, soll durch ein Handels- 
und Ölembargo am Wiederaufbau ge-
hindert werden. In der Ankündigung 
des US-Finanzministeriums zu den 
Ölsanktionen vom 25. März heißt es, 
dass »die USA und ihre internationa-
len Partner (…) die Normalisierung 
der wirtschaftlichen und diplomati-
schen Beziehungen und die Finan-
zierung des Wiederaufbaus verhin-
dern« und »das Assad-Regime und 
seine Unterstützer vom weltweiten 
Finanz- und Handelssystem isolie-
ren« wollen. Die Sanktionsprogram-
me der USA und der Europäischen 
Union würden aufrechterhalten, um 
»den Druck zu maximieren und dem 
Regime und seinem Netzwerk aus 
finanziellen und logistischen Unter-
stützern zusätzliche Kosten aufzu-
zwingen«.

Mit dem Wirtschaftskrieg, der 
gegen den von der syrischen Regie-
rung kontrollierten Teil des Landes 
geführt wird, will der Westen das 
Land aufteilen. Die anderen Gebiete, 
die von verschiedenen Kriegsakteu-
ren und ihren lokalen Stellvertretern 
– auch mit Hilfe internationaler Hilfs-
organisationen – beherrscht werden, 
sollen »stabilisiert«, wiederaufge-
baut und wirtschaftlich und politisch 
»entwickelt« werden.

Das gilt auch für die Region öst-
lich des Euphrat, die unter Kontrolle 
der syrischen Kurden und der US-Ar-
mee steht. Die nationalen Ressourcen 
werden Syrien entzogen und dort für 
den Wiederaufbau benutzt. Militä-
risch soll das Gebiet von NATO-Kräf-
ten und Verbündeten vom Golf (»ara-
bische NATO«) »gesichert« werden. 
Weiterhin ist geplant, türkische Sol-
daten in eine multinationale Truppe 
einzubeziehen, die nach US-Plänen 
von Frankreich und Großbritannien 
geführt und entlang der syrisch-türki-
schen Grenze in einer »Pufferzone« 
stationiert werden soll. Ein Angriff 
der Türkei auf die syrischen Kurden, 
die Verbündete der US-geführten An-
ti-IS-Allianz sind, soll so verhindert 

werden. Nichts davon wird im UN-Si-
cherheitsrat diskutiert, geschweige 
denn mit einer Resolution abgeseg-
net. Die Pläne der USA bewegen sich 
außerhalb des Völkerrechts.

Gebiete nördlich von Aleppo (Al-
Bab, Dscharabulus, Asas) werden 
von Türkei-nahen Kräften kontrol-
liert und türkisiert. Bauern, die bis 
zum Krieg ihre Produkte auf den 
Märkten des nahegelegenen Aleppo 
verkauften, werden gezwungen, die 
türkischen Märkte jenseits der Gren-
ze zu bedienen. Die militärisch, wirt-
schaftlich und sozial höchst instabile 
Situation in der Provinz Idlib bleibt 
ungelöst und nutzt der mit Al-Qai-
da verbundenen Gruppe Haiat Tahrir 
Al-Scham (HTS, Allianz zur Erobe-
rung von Syrien), die ihre Herrschaft 
über das Gebiet weiter festigt. Die 
Gebiete um die Stadt Afrin westlich 
von Aleppo werden von Türkei-na-
hen Kampfgruppen beherrscht, die 
sich als »Nationale Armee« oder 
»Freie Syrische Armee« bezeich-
nen. Berichten zufolge bauen sie um 

Af rin eine Mauer, angeblich für ihre 
Sicherheit. Der Ort und die mehr als 
300 kurdischen Dörfer in seiner nä-
heren Umgebung sollen von Syrien 
und Aleppo abgeschnitten und der 
Türkei angegliedert werden. Ankara 
bleibt als regionaler Akteur gefan-
gen zwischen dem Westen und der 
NATO einerseits und Russland, Iran 
und dem Astana-Prozess für Syrien 
andererseits.

Die Kurden haben sich in eine 
ähnlich komplizierte Lage zwischen 
dem Westen, Russland und Syrien 
manövriert. Der Verlust von Afrin zu-
gunsten ihrer militärischen Präsenz 
bis weit südlich in die traditionell ara-
bischen Gebiete entlang des Euph rat 
hinein – mit Rakka, Deir Al-Sor, Abu 
Kamal und Baghus Al-Schamali  – 
kostet die Führung der kurdischen 
»Partei der Demokratischen Union« 
(PYD) und der »Syrischen Demo-
kratischen Kräfte« (SDK) Vertrauen. 
Die USA drängen sie nun, die Prä-
senz von türkischen Soldaten zur Ab-
sicherung einer Pufferzone entlang 

der syrisch-türkischen Grenze zu ak-
zeptieren, was auch zu einem inner-
kurdischen Konflikt führen kann.

Russland, Iran und China begeg-
nen den Teilungsplänen und der Wirt-
schaftsblockade mit dem Ausbau 
der eigenen wirtschaftlichen Bezie-
hungen mit Syrien, seinen Nachbarn 
und der Region. Alle drei Staaten 
versuchen eine Konfrontation mit 
Damaskus um den strategischen und 
wirtschaftlichen Reichtum Syriens zu 
vermeiden. China ist der finanziell 
stärkste Akteur und an strategischen 
Handelsbeziehungen interessiert. 
Aus einer militärischen Kooperation 
mit Damaskus hält sich Beijing her-
aus. Russland und Iran haben in Wirt-
schaft und Militär eigene Einfluss-
sphären geschaffen. Eine politische 
und wirtschaftliche Stabilisierung 
wird in Syrien nur in Kooperation mit 
den drei großen Akteuren des Ostens 
in Teheran, Moskau und Beijing ge-
lingen.

Kurzlink.de/US-Sanctions-Syria

Nach acht Jahren Krieg in Sy-
rien gilt Russland als neue 
Ordnungsmacht im soge-

nannten Maschrek, der nach allge-
meinem Verständnis von der west-
lichen Grenze Ägyptens bis zur öst-
lichen Grenze des Irak reicht. Als 
Reaktion auf die westlichen Sanktio-
nen werden die wirtschaftlichen Be-
ziehungen in der Region ausgebaut. 
Iran und China tun das auch.

Auf den internationalen Handels-
messen in Damaskus (2017) und 
Aleppo (2019) waren unter anderem 
Firmen aus allen drei Ländern vertre-
ten. Westliche Medien und Analys-
ten erwarten beim Wettlauf um den 
Wiederaufbau in Syrien – den der 
Westen blockiert – neue Konflikte 
zwischen Russland, Iran und China. 
Die drei Staaten setzen derzeit je-

doch darauf, ihre geostrategischen 
und wirtschaftlichen Interessensphä-
ren voneinander abzugrenzen. Sie 
führen jeweils eigene Verhandlungen 
mit Damaskus, das gleiche gelte für 
Verhandlungen zwischen Unterneh-
men, führte der ehemalige russische 
Handelsattaché in Damaskus, Igor 
Matwejew, am 16. April in einem 
Beitrag für das Onlineportal Al-Mo-
nitor aus. Russland sei an Öl und 
Gas, an der Infrastruktur im Trans-
portwesen und der Düngemittelpro-
duktion interessiert. Der Iran be-
vorzuge Handel, Immobilien sowie 
den Agrar- und Bausektor, während 
China sich derzeit auf die Stromver-
sorgung und einige handwerkliche 
Betriebe konzentriere.

Mitte April 2019 führte der stell-
vertretende russische Ministerprä-

sident Juri Borissow in Damaskus 
hochrangige Gespräche über die bi-
laterale wirtschaftliche Zusammen-
arbeit. Das wohl wichtigste Ergebnis 
war die Vereinbarung, dass Russland 
im Hafen von Tartus ein Logistik-
zentrum für die Schiffahrt aufbaut, 
Laufzeit des Vertrages: 49 Jahre. Das 
werde eine »positive Dynamik im 
Handel« auslösen, so Borissow. Er 
hoffe auf die baldige Unterzeichnung 
des Vertrags.

Syrer kommentieren die Verein-
barung mit Russland über die lan-
ge Nutzung des Hafens von Tartus 
unterschiedlich. Dem Land bleibe 
angesichts der massiven Sanktionen 
des Westens keine Wahl, sagt ein 
ehemaliger Geschäftsmann gegen-
über jW, der heute in einer Bäcke-
rei arbeitet. »So können wir über 

Tartus importieren und exportieren, 
weil der Hafen quasi als russisch 
gilt.« Ein ehemaliger Touristik-
unternehmer, der heute als Taxifah-
rer arbeitet, kritisiert die Laufzeit 
als »zu lang«. 25 Jahre hätten auch 
erst einmal gereicht: »Wer weiß, wer 
Russland in 50 Jahren regieren wird, 
Putin sicherlich nicht mehr.« Außer-
dem habe er sich eine Diskussion 
und Abstimmung darüber im Parla-
ment gewünscht.

Den internationalen Flughafen von 
Damaskus will Moskau zu einer re-
gionalen Drehscheibe ausbauen und 
plant ein Verteilzentrum für Weizen. 
Gegenstand der Verhandlungen ist 
auch, die Zahlungen in den jeweiligen 
Landeswährungen abzuwickeln, um 
die gegen Syrien verhängten Sank-
tionen zu umgehen. Zudem baut 

Russland seine Stellung im Öl- und 
Gassektor in Syrien und im Irak aus. 
Im Südirak ist der private russische 
Ölkonzern Lukoil seit Jahren auf den 
Ölfeldern von Westkurna aktiv, wo 
derzeit täglich 400.000 Barrel Öl 
produziert werden. Im Februar 2018 
wurde zwischen Damaskus und Mos-
kau eine langjährige Kooperation im 
Energiesektor vereinbart. Neben Luk
oil und Gasprom Neft wurden auch 
andere russische Firmen eingeladen, 
die Infrastruktur für Energie wie-
deraufzubauen. So erhielt die Firma 
Strojtransgas einen 50-Jahres-Ver-
trag für Investitionen in den Phos-
phatfeldern bei Palmyra/Tadmur. 
Auch die Exploration von Öl- und 
Gasfeldern im Mittelmeer wird von 
russischen Firmen übernommen. 
� Karin Leukefeld, Damaskus

Überleben zwischen militärischem Müll und Trümmern: Ein Junge trägt Brot heim in Kobani (3.4.2019)
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Hintergrund

»Hilfe« statt Arbeit 
Integraler Bestandteil der wirt-

schaftlichen Schwächung und 

Teilung des Landes durch den 

Westen ist aus Sicht vieler Syrer 

die »Hilfe« internationaler hu-

manitärer Organisationen. »Sie 

holen die Menschen aus ihren 

Häusern und setzen sie in Zelte«, 

fasst ein Kritiker das humanitäre 

Engagement von UNO und pri-

vaten internationalen Akteuren 

zusammen. Schon 2012 bemän-

gelte die Oppositionspolitikerin 

Mouna Ghanem die Unterbrin-

gung in Flüchtlingslagern. »Die 

Menschen haben keine Arbeit, sie 

gewöhnen sich daran, mit Hilfs-

gütern versorgt zu werden.«

In ländlichen und abgelegenen 

Gebieten habe es immer Ord-

nungsstrukturen gegeben, sagt 

eine Geschäftsfrau in Damaskus, 

die Frauen rund um Idlib, Rakka 

und aus dem Umland von Aleppo 

jahrzehntelang als Textilarbeite-

rinnen beschäftigt hat. »Gab es 

Streit unter den Bewohnern, wur-

de der Mukhtar (Bürgermeister) 

eingeschaltet, der von allen res-

pektiert wurde.« Die Arbeit habe 

den Frauen Selbstbewusstsein 

gegeben. Nun würden traditio-

nelle Strukturen zerstört, an die 

Stelle des Mukhtars seien dieje-

nigen getreten, die Arbeit bei den 

internationalen Organisationen 

gefunden hätten.

Auf den Einwand, dass der 

Krieg die Menschen aus ihren 

teilweise zerstörten Häusern ver-

trieben habe, sagt ein Geschäfts-

mann aus Aleppo: »Ja, das ist 

richtig. Aber warum hindern uns 

Europa und die USA mit den 

Sanktionen daran, dass wir jetzt 

die Häuser wiederaufbauen? 

Dass wir den Strom wiederher-

stellen und Ärzte ausbilden?« 

Es gebe erfahrene Ingenieure, 

Bauunternehmer und Firmen. 

»Man hat unsere Fabriken und 

Maschinen mutwillig zerstört 

und gestohlen«, fährt er fort und 

verweist damit auf die Plünde-

rungen durch die »Freie Syrische 

Armee« 2012 und 2013. »Man 

verhindert, dass wir einkaufen 

und importieren können, was 

wir brauchen. Wir können alles 

wieder aufbauen. Wir können den 

Menschen Arbeit geben. Aber sie 

lassen das nicht zu!« � (kl)


